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Vorwort

Das Vergaberecht ist durch die neue Normierung auf europäischer und nationaler 
Ebene in vielfacher Hinsicht neugestaltet worden. Beide Ebenen stimmen nunmehr 
weitestgehend überein. „Vollständig erfasst werden kann das Vergaberecht aber nur, 
wenn der fortbestehende primärrechtliche Rahmen des AEUV und die bei der Aus-
legung des nationalen Rechts bedeutsamen Vergaberichtlinien der EU einbezogen 
werden“ (Burgi, VergabeR 2016, 261). Umso bedeutsamer ist es, auch beim deut-
schen Recht immer den Hintergrund des umgesetzten europäischen Rechts im Blick 
zu haben. Daher behandelt dieses Handbuch europäisches und nationales Recht 
parallel. Stets kann also bei der Beschäftigung mit dem nationalen Recht festge-
stellt werden, welcher unionsrechtliche Hintergrund besteht. Die innerstaatlichen 
Bestimmungen können durchgehend mit ihrem Bezug zu Vorgaben des Unions-
rechts erfasst werden. Besonders problematisiert werden etwaige Abweichungen.

Letztlich setzt sich das EU-Recht durch, und zwar fortlaufend, wie das EuGH-
Urteil Remondis zum Abfallzweckverband Hannover zeigte. Die grundlegenden 
Weichenstellungen nimmt weiterhin der EuGH vor und prägt so das nationale Verga-
berecht tiefgreifend. Um aktuelle Entwicklungen rasch einordnen zu können, bedarf 
es des systematischen Vorwissens. Die Bereiche wie In-house-Vergaben, interkom-
munale Kooperationen, Hoheitsübertragungen, Tariftreue etc., in denen Unionsrecht 
dominiert und immer wieder teilweise den nationalen Rechtsanwender erstaunende 
EuGH-Entscheidungen ergingen, werden daher besonders ausführlich dargestellt.

Mit dieser Zielsetzung konnte das Handbuch „Vergaberecht EU und national“ aus 
dem vergaberechtlichen Teil meines Handbuchs Europarecht 3 (Beihilfe- und Ver-
gaberecht) fortentwickelt werden. Dabei wurde es in vollem Umfang auf die natio-
nalen Bestimmungen erstreckt. Soweit dabei Besonderheiten bestehen, wurden 
diese berücksichtigt. Zentraler Ansatz bleibt aber der europarechtliche Kern des 
Vergaberechts. Er zeigt sich bereits in den fundamentalen Grundsätzen, die letzt-
lich den Grundfreiheiten entstammen. Aus diesen heraus wird auch das nationale 
Vergaberecht entwickelt und dabei von vornherein in seinen Konfliktpunkten mit 
dem EU-Recht dargestellt. Inwieweit lässt sich vor diesem Hintergrund etwa die 
nach §  97 Abs.  4  GWB vorrangig zu berücksichtigende Mittelstandsförderung 
verwirklichen?
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